
Der Berliner Wassertisch tritt für die 
Rückabwicklung der Verträge ein, 
um eine kostengünstige und bür­
gernahe Rekommunalisierung der 
Berliner Wasserbetriebe zu errei­
chen.
Der Senat verhandelt stattdessen mit 
RWE um den teuren Rückkauf seiner An­
teile und will diese gar mit Veolia teilen. 
Damit bleiben Private im Betrieb. Das 
widerspricht dem Bürgerwillen.
Der Berliner Wassertisch fordert vor 
einem teuren Rückkauf von Antei­
len und Vertragsänderungen die 
juristische Prüfung der Teilprivati­
sierungsgesetze in Verbindung mit 
und unter Einbeziehung der nun 
veröffentlichten Verträge.
Wir sehen neben der verfassungs­
widrigen Gewinngarantie noch 
weitere Klagegründe – wie Demo­
kratiedefizit und fehlerhaftes Bie­
ter- und Vergabeverfahren. Das Land 

Bei der Teilprivatisierung der Berliner 
Wasserbetriebe (BWB) wurde das Verbot 
der verdeckten Kreditaufnahme für den 
Landeshaushalt Berlins umgangen.
Ein Konsortium aus dem Atomkonzern 
RWE und dem Wassermulti Veolia kaufte 
sich 1999 in die Wasserbetriebe ein. Sie 
bezahlten 1,68 Mrd. Euro für den 49,9% 
Anteil. Nach Behauptung der Politiker 
sollte der Landeshaushalt dadurch teil­
weise saniert werden. Das Gegenteil ist 
der Fall, die Schulden wachsen.
Die Privaten erwarben unser Eigentum 
und setzten dafür kaum eigenes Geld ein. 
Sie nahmen stattdessen niedrig verzinstes 
Fremdkapital auf. Diese gängige Metho­
de, wenig Eigenkapital und viel Fremd­
kapital zu verwenden, hat für Investoren 
immer große wirtschaftliche Vorteile.
Dabei können nämlich die Konzerne u.a. 
ihr eigenes Geld zu höheren Zinsen anle­
gen als sie an Kreditzinsen zahlen müssen. 
Es handelt sich dabei um ein Leveraged 
Buy-Out Geschäft (LBO) – wir nennen es 

Täuschung der Berliner
durch verdeckte Kreditaufnahme

Heuschreckenmodell! Der Kredit der Pri­
vaten und die dafür anfallenden Zinsen 
müssen seitdem von uns Bürgern über 
die Wasser- und Abwassertarife zurück­
gezahlt werden. 

Günstiger Kommunalkredit – damit 
sich Private unser Eigentum an­
eignen

Das Land Berlin eröffnete den privaten 
Konzernen mit der Teilprivatisierung der 
Berliner Wasserbetriebe den Weg, öffentli­
che Mittel in Anspruch zu nehmen. Denn 
zur Finanzierung des Kaufpreises konnte 
das Konsortium einen zinsgünstigen 
Kommunalkredit aufnehmen. Aufgenom­
men wurde der Kredit bei der Bayerischen 
Landesbank, damals regionale Spitzen­
bank der Sparkassenorganisation. Das 
war nur möglich, weil die Wasserbetriebe 
als „Zielunternehmen“ ein öffentliches 
Unternehmen sind.
Die juristische und wirtschaftliche 
Möglichkeit, einen Kommunalkredit auf­

www.berliner-wassertisch.net

Berliner Wassertisch
Wasser gehört in BürgerInnenhand
Schluss mit den Geheimverträgen

Klärwerk-Info Nr. 2

Auch direkte Demokratie kostet! Spenden für den 
Berliner Wassertisch können auf das Sonderkonto bei 
der gemeinnützigen Grünen Liga Berlin eingezahlt 
werden:
Kontoinhaber: Grüne Liga Berlin
Kontonummer: 3060508
Bank für Sozialwirtschaft,  BLZ 100 205 00
Kennwort: Unser Wasser
V.i.S.d.P.: Michel Tschuschke, 12101 Berlin 
Stand: August 2011

Wenn‘s ums Geld geht, hört die Freundschaft auf!

www.berliner-wassertisch.net

Berlin könnte dadurch viele Millio­
nen sparen. Nur eine Rückabwick­
lung der Teilprivatisierung, die den 
internationalen Konzernen RWE und 
Veolia nicht erneut unrechtmäßige 
Gewinne zuspielt, ist für die Berline­
rinnen und Berliner kostengünstig.

WIR BERLINER WOLLEN
UNSER WASSER ZURÜCK!

Unterstützen Sie dabei den Berliner Was­
sertisch:

Telefonischer Kontakt:
(030) 781 46 04 Ulrike von Wiesenau

0170 200 49 74 Gerhard Seyfarth
0178 631 30 89 Ulrike Kölver



Das Berliner Landesverfassungsgericht 
kam in seinem Urteil zum Teilprivatisie­
rungsgesetz vom 21. Oktober 1999 zu 
folgendem Schluss:
„Schließlich kann die Teilprivatisierung der 
BWB nicht als eine (verfassungswidrige) 
verdeckte Kreditaufnahme angesehen 
werden.“ Das Gericht begründete dies 
u.a. damit, dass „zur Refinanzierung des 
von privaten Investoren dafür eingesetz­
ten Kapitals … keine öffentlichen Haus­
haltsmittel, sondern die von den Berliner 
Tarifkunden zu entrichtenden Entgelte für 
die Inanspruchnahme der Wasserver- und 
-entsorgung verwendet werden.“ 
Aber: Das Berliner Landesverfassungs­
gericht hat bei seinem Urteil im Jahr 1999 
bis zu der von uns erkämpften Offenle­
gung 2011 nicht den geheimen Kon­
sortialvertrag gekannt (siehe Klärwerk-
Info Nr.1), in dem festgelegt ist, dass das 
Land Berlin den  garantierten Gewinn der 
Konzerne aus ÖFFENTLICHEN HAUS­
HALTSMITTELN zahlen muss, wenn 
die Einnahmen aus den Wasserentgelten 
dafür nicht ausreichen.
Nach Auffassung des Berliner Wasser­
tisches wurde mit der Kredithaftung der 
öffentlichen Hand für die privaten Beteili­
gungen das Verbot der verdeckten 
öffentlichen Kreditaufnahme um­
gangen.
Daraus folgt, dass das Verfassungsgericht 
erneut angerufen werden sollte. Denn in 
diesem Punkt verstößt der Geheimvertrag 
gegen die Urteilsbegründung. 

Obwohl das Verfassungsgericht 1999 
bestimmte Regelungen zur Höhe des im 
Wasserpreis kalkulierbaren Gewinnes für 
verfassungswidrig und damit nichtig er­
klärt hatte, gelten sie praktisch auf Grund 
von Änderungen der gesetzlichen Grund­
lagen in Anpassung an den Konsortial­
vertrag unverändert weiter. Der Vertrag 
selbst ist grundsätzlich auf Dauer ange­
legt. 
Von 1999 bis 2010 erhielten die Privaten 
jährliche Gewinne von durchschnittlich 
126 Mio. Euro. Das ergibt die Summe von 
ca. 1,3 Mrd. Euro, was fast dem Kaufpreis 
von 1,68 Mrd. Euro entspricht. Eine Folge 
davon ist, dass die Wasserpreise in Berlin 
seither um fast 35% gestiegen sind und 
damit im großstädtischen Vergleich mitt­
lerweile zu den höchsten gehören!
Die Berlinerinnen und Berliner zahlen 
ohnehin doppelt und dreifach. Vor der 
Teilprivatisierung haben wir die Infra­
struktur der Wasserbetriebe über Ge­
bühren bezahlt, heute zahlen wir für den 
Kredit der Privaten und in Zukunft sollen 
wir den von uns bezahlten Anteil den Pri­
vaten nochmals teuer abkaufen.

Der Berliner Wassertisch fordert:

Nachdem die Berlinerinnen und Berliner 
den Volksentscheid UNSER WASSER am 
13.2.2011 mit 666.000 Ja-Stimmen ge­
wonnen haben, muss es im Sinne der Bür­
gerinnen und Bürger weitergehen.

www.berliner-wassertisch.net

zunehmen, war von Anfang an im Teil­
privatisierungsmodell für die Privaten so 
angelegt und damit Teil der Täuschung!
Jede Änderung im Konsortialvertrag, 
die zur Reduzierung von Gewinnen 
für die Privaten führen würde, ist 
wegen der auch als Sicherheit für 
die Bank dienenden Gewinngaran­
tie unmöglich.

Haftung des Landes Berlin

Die Täuschung der Berlinerinnen und 
Berliner durch die Politik liegt darin, dass 
das Land Berlin für den von den Privat­
firmen aufgenommenen Kredit haftet.
Die Haftung wurde über die Gewinnga­
rantie im ehemals geheimen Konsortial­
vertrag übernommen. Dort ist in § 23 
geregelt, dass das Land Berlin den garan­
tierten Gewinn der Konzerne aus öffentli­
chen Haushaltsmitteln zahlen muss, wenn 
die Einnahmen aus den Wasserentgelten 
nicht ausreichen.

Im Klartext: Obwohl angeblich der Grund 
für die Teilprivatisierung der Verzicht auf 
weitere staatliche Kreditaufnahmen war, 
hat das Land Berlin mit seiner Haftung – 
nun verdeckt – letztendlich doch eine 
langfristige finanzielle Belastung 
übernommen, die einem eigenen Kredit 
gleichkommt.

Was sagt das Berliner Verfassungs­
gericht zur verdeckten Kreditauf­
nahme?

Wir zahlen die Gewinne der Priva­
ten und sollen immer weiter bluten

In jedem Fall: die Berlinerinnen und Ber­
liner zahlen!
Sie bezahlen über steigende Wasser- und 
Abwasserpreise oder über Kürzung von 
Haushaltsmitteln – während die Pri­
vaten bei diesem Geschäft nicht das 
geringste Risiko eingehen.

Karneval der Kulturen:  
Wasser ist Menschenrecht!

In den Teilprivatisierungsgesetzen wurde 
festgelegt, dass in den Wasserpreisen 
neben den tatsächlichen Betriebskosten 
zusätzliche Gewinnanteile einkalkuliert 
werden dürfen. Dadurch konnte der Ge­
winn der Wasserbetriebe nach oben ge­
trieben werden. 


